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Terminhinweise

Wiederholung
Mittwoch, 15. Februar, 9.45 Uhr, Raum 200, 2. Stock, Burgstraße 4

Plenumssitzung des Seniorenbeirats der Landeshauptstadt München. Auf
der Tagesordnung steht unter anderem das Kurzreferat „Alzheimer = Ver-
wirrung?” von Silvia Krupp, Alzheimergesellschaft.

Wiederholung
Mittwoch, 15. Februar, 11 bis 12 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

„Die Welt zu Gast bei Freunden��” – so lautet das offizielle Motto der Fuß-
ball-Weltmeisterschaft. Um den internationalen Gästen dieses Gefühl ver-
mitteln zu können, werden im Rahmen des Programms „XENOS – Leben
und Arbeiten in Vielfalt” des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
sowie mit Unterstützung des Europäischen Sozialfonds in den zwölf WM-
Städten rund 6.000 „Service-Botschafter” ausgebildet. Mit der Ausrich-
tung der Tagesseminare wurde DB Training, der Qualifizierungs- und Bera-
tungsdienstleister der Deutschen Bahn AG, beauftragt.
Zum Auftakt der Seminarreihe lädt die Landeshauptstadt München zu-
sammen mit DB Training städtische und private Dienstleistungsunterneh-
men zu einer Informationsveranstaltung mit Pressegespräch ein.
Dr. Reinhard Wieczorek, Referent für Arbeit und Wirtschaft, wird die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer der Auftaktveranstaltung begrüßen. Nach
einer kurzen Einführung in die WM-Aktivitäten der Landeshauptstadt
durch WM-Koordinatorin Henriette Wägerle wird Michael Weisbarth von
DB Training das Trainingsprogramm „Der WM-Service-Botschafter” vor-
stellen.
In München durchlaufen ab März etwa 1.150 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter aus städtischen und privaten Dienstleistungsunternehmen die In-
tensivschulung. Angesprochen sind beispielsweise Taxi-Unternehmen,
das Gastgewerbe sowie die Verkehrsbetriebe. Das Training setzt auf den
„Team Spirit” aller Servicekräfte, die für die Gäste der WM im Einsatz
sind. Im Mittelpunkt steht die Sensibilisierung für Gastfreundlichkeit, Tole-
ranz und Achtung gegenüber Fremden sowie die Förderung interkultureller
Kompetenzen.
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Freitag, 17. Februar, 9.30 Uhr bis 17 Uhr, Forschungs- und

Innovationszentrum der BMW Group, Knorrstraße 147

Oberbürgermeister Christian Ude eröffnet mit seinem Referat „Wie berei-
tet sich die Kommune auf den demografischen Wandel vor“ das 9. Münch-
ner Bildungsforum, das unter dem Motto „Potenziale des Alterns – Bildung
und Arbeit vor der demografischen Herausforderung“ von der Münchner
Volkshochschule (MVHS) und der BMW Group veranstaltet wird. Zur Be-
grüßung sprechen Michael Kirsch, Leiter Public Relations BMW Group,
und Dr. Susanne May, Programmdirektorin der Münchner Volkshochschu-
le. Es folgen die Vorträge „Demografischer Wandel und Arbeitswelt –
wesentliche Herausforderungen und Perspektiven“ von Professor Dr.
Gerhard Naegele, Institut für Gerontologie der Universität Dortmund, und
„Bildung für das Alter und Bildung im Alter als Grundlage für Entwicklung
und Umsetzung von Potenzialen“ von Professor Dr. Andreas Kruse, Insti-
tut für Gerontologie der Universtität Heidelberg. Ab 14 Uhr tagen die Ar-
beitsgruppen.

Freitag, 17. Februar, 10 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal

Als Vertreterin des Personal- und Organisationsreferenten gratuliert Dr.
Angelika Beyerle zusammen mit der Vorsitzenden des Gesamtpersonal-
rates, Angelica Hagenstein, den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des An-
gestelltenlehrgangs II. 44 Angestellte der Verwaltung nutzten die Chance,
sich über diese lernintensive zweijährige Qualifizierungsmaßnahme zur
Verwaltungsfachwirtin oder zum Verwaltungsfachwirt weiterzubilden. 35
schlossen dieses Vorhaben erfolgreich ab. Bayernweit können sich die
Münchner Ergebnisse sehen lassen. Die Prüfungsbeste erreichte Platz-
ziffer 2 in Bayern.

Freitag, 17. Februar, 18.30 Uhr, Saal des Alten Rathauses

Oberbürgermeister Christian Ude spricht auf dem Empfang anlässlich der
18. ordentlichen Bezirkskonferenz des Deutschen Gewerkschaftsbundes
(DGB) Bayern.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 21. Februar, 19 Uhr,

Gaststätte „Zunfthaus”, Thalkirchner Straße 76

Sitzung des Bezirksausschusses 2 (Ludwigsvorstadt - Isarvorstadt).
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Dienstag, 21. Februar, 18 bis 19 Uhr, Bürgerbüro, Schellingstraße 28 a

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt).

Dienstag, 21. Februar, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Goldener Hirsch”, Renatastraße 35

Sitzung des Bezirksausschusses 9 (Neuhausen - Nymphenburg).

Dienstag, 21. Februar, 19.30 Uhr,

Freizeittreff Freimann, Burmesterstraße 27

Sitzung des Bezirksausschusses 12 (Schwabing - Freimann).

Dienstag, 21. Februar, 19 Uhr,

Gaststätte „Flügelrad”, Truderinger Straße 115 a

Sitzung des Bezirksausschusses 14 (Berg am Laim). Zu Beginn der Sit-
zung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Josef Koch
statt.

Dienstag, 21. Februar, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Gartenstadt”, Naupliastraße 2

Sitzung des Bezirksausschusses 18 (Untergiesing - Harlaching). Zu Beginn
der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Tho-
mas Schwindel statt.

Dienstag, 21. Februar, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Wienerwald”, Limesstraße 63

Sitzung des Bezirksausschusses 22 (Aubing - Lochhausen - Langwied).

Meldungen

Neue Kuratorin für die Lothringer 13

(14.2.2006) Die seit dem Jahr 2000 in München lebende Künstlerin Uli
Aigner ist seit Monatsbeginn Februar als Kuratorin der Lothringer 13 tätig.
Sie hat die Nachfolge von Courtenay Smith angetreten, die aus persön-
lichen Gründen um Auflösung ihres Vertrages mit dem Kulturreferat ge-
beten hat.
Uli Aigner, die sich durch internationale Ausstellungstätigkeit und Projekte
als Künstlerin einen Namen erworben hat, ist in München besonders her-
vorgetreten als Gastprofessorin an der Akademie der Bildenden Künste
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2002 bis 2003 und insbesondere durch ihre Kunstprojekte „ghostProfessor
Jennifer” 2004/2005 sowie seit 2005 „ghostAkademie”, ein Langzeitpro-
jekt, das in Form der Präsentation in der Münchner Rathausgalerie im Mai/
Juni 2005 seinen Start hatte. Aigner wird für vorerst ein Jahr mit ihren As-
sistentinnen Judith Silberer und Jenny Thaler das Programm der Ausstel-
lungshalle Lothringer 13 kuratieren, in Kooperation mit der dortigen Video-
thek „spiegel”, geleitet von der Künstlerkuratorin Stephanie Maier, und mit
den Program Angels im „Laden”. Die Eröffnungsausstellung innerhalb der
kuratorischen Tätigkeit von Uli Aigner ist für Anfang April geplant.
Biografie Uli Aigner: 1965 geboren in Gaming/Niederösterreich; 1984 bis
1990 Hochschule für angewandte Kunst, Wien; 1987 Reisestipendium
USA; 1990 Kulturpreis des Landes Tirol; 1991 Stipendium Schloss Solitude
Stuttgart und 1992 bis 1994 Gaststudium Filmakademie Baden-Württem-
berg; 1993 Österreichisches Staatsstipendium für bildende Kunst und
Köln-Stipendium des Kunstkurators Robert Fleck; 1994 Zona Azul Stipen-
dium, Mexico City; 1995 Kulturpreis des Landes Niederösterreich; 1995/96
London Stipendium für Fotografie; 1996 Österreichisches Staatsstipen-
dium für künstlerische Fotografie; 1997/98 Arbeitsstipendium der Kunst-
kuratorin Lioba Reddeker; 2002 bis 2004 Gastprofessur Akademie der Bil-
denden Künste München. Letzte Einzelausstellung: 2004/05 „Uli Aigner.
Keimzelle des Staates. Zeichnung und Installation” im Lentos Kunstmuse-
um Linz mit Werkbuch Uli Aigner 1984 bis 2004 im Verlag edition selene,
Wien.
In einem Schreiben an Courtenay Smith bedankte sich das Kulturreferat
für die engagierte und erfolgreiche kuratorische Tätigkeit seit Herbst 2003
und bedauerte zugleich ihr Ausscheiden. Smith hat in den zweieinhalb Jah-
ren ihres Wirkens mit Ausstellungen wie „Extreme Houses”, „Shanghai
Surprise” und „Liquid Crystal” einen wichtigen Beitrag für die Attraktivität
der Lothringer13 innerhalb der Münchner Künstlerschaft und Kunstszene
geleistet sowie zur Steigerung des internationalen Renommées der Aus-
stellungshalle und damit zugleich wesentlich zur Profilierung der Lothringer
13 innerhalb Münchens beigetragen.
 In der Ausstellung „Liquid Crystal” findet am Montag, 20. Februar 2006,
um 19 Uhr die Podiumsdiskussion zum Thema „Neu? Wieviel Aktualität
braucht aktuelle Kunst?” statt, moderiert von Dr. Ulrich Luhmann unter
Teilnahme von Jörg Blumtritt, Heribert Heindl, Peter T. Lenhart, Professor
Dr. Jakob Steinbrenner, Professor Jerry Zeniuk. Die Ausstellung ist noch
bis 12. März zu sehen.
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Beratungsangebote zum Zwischenzeugnis 2006

(14.2.2006) Am Freitag, 17. Februar, werden an den allgemeinbildenden
Schulen in München die Zwischenzeugnisse verteilt. Das Zwischenzeugnis
stellt eine Zwischenbilanz dar, die nicht selten Korrekturen und Entschei-
dungen erforderlich macht bzw. machen sollte. Deshalb ist gerade zu die-
sem Zeitpunkt ein klärendes Gespräch sinnvoll. Manche Entscheidungen,
wie zum Beispiel der freiwillige Rücktritt, sind an den Termin des Zwischen-
zeugnisses gekoppelt. Bei Überforderung, Schulangst und Dauerstress
könnte ein Schulartwechsel hilfreich sein. Entscheidend ist, dass die Ju-
gendlichen rechtzeitig die Schulart finden, die ihren Begabungsschwer-
punkten entspricht.
Nicht selten hat Schulversagen auch psychische Ursachen, die sich über
einen längeren Zeitraum entwickelt haben. In diesen Fällen können Bera-
tungen bei den Schulpsychologen der jeweiligen Schule oder bei den zen-
tralen Beratungsstellen helfen. Ratsuchende erhalten bei folgenden Stellen
Auskunft zu allen Fragen schulrechtlicher Art sowie über die jeweils noch
bestehenden Schullaufbahnmöglichkeiten:
Städtische Schul- und Bildungsberatungsstelle (www.muenchen.de/

schulberatung):

- Städtische Schulberatung, Tal 31, Telefon: 2 33-2 65 67
Montag bis Freitag: 9 bis 15 Uhr, persönliche Beratungen nach Verein-
barung

- Zentraler Schulpsychologischer Dienst, Tal 31, Telefon 2 33-2 82 30
Montag bis Freitag: 9 bis 15 Uhr, persönliche Beratungen nach Verein-
barung

- Schulberatung International, Goethestraße 53, Telefon: 2 33-2 68 75,
Montag 10 bis 13 Uhr und 14 bis 17 Uhr, Dienstag 9 bis 15 Uhr, Mitt-
woch 9 bis 12 Uhr und 13 bis 15 Uhr, Donnerstag 8.30 bis 12 Uhr und
13 bis 19.30 Uhr sowie Freitag 10 bis 15 Uhr.

Staatliche Schulberatungsstellen für alle Schularten:

- Staatliche Schulberatungsstelle München, Pündterplatz 5,
Telefon: 38 38 49 50

- Staatliche Schulberatungsstelle für Oberbayern-Ost,
Telefon: 98 29 55 11 0

- Staatliche Schulberatungsstelle für Oberbayern-West,
Telefon: 98 29 55 12 0

Staatliche Beratungsstelle für Grund- und Hauptschulen:

Beratungsdienst für die Grund- und Hauptschulen Münchens beim Staat-
lichen Schulamt, Schwanthalerstraße 40, Telefon: 54 41 35 64, und Träger-
übergreifende Bildungs- und Weiterbildungsberatung der Volkshochschule,
Schwanthalerstraße 40, Telefon: 4 80 06-67 77.

http://www.muenchen.de/schulberatung
http://www.muenchen.de/schulberatung
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Winterdienstbilanz für die Zeit vom 10. bis 12. Februar

(14.2.2006) Hier die aktuellen Zahlen:
Freitag, 10. Februar:

Einsatzzahlen:
Personal: 759 Fahrzeuge: 545
Streuguteinsatz:
Salz: 752,88 t Splitt: 705,30 t
Kosten des Einsatztages: 563.315,82 Euro
Samstag, 11. Februar:

Einsatzzahlen:
Personal: 777 Fahrzeuge: 572
Streuguteinsatz:
Salz: 452,19 t Splitt: 601,25 t
Kosten des Einsatztages: 497.744,62 Euro
Sonntag, 12. Februar:

Einsatzzahlen:
Personal: 520 Fahrzeuge: 342
Streuguteinsatz:
Salz: 145,83 t Splitt: 560,05 t
Kosten des Einsatztages: 275.457,70 Euro
Bisher aufgelaufene Kosten im Winter 2005/2006: 17.849.660,84 Euro

„Der Steppenwolf“ im Kino im Kunstforum Arabellapark

(14.2.2006) Die brillante Adaption des Kultromans von Hermann Hesse mit
Max von Sydow und Dominique Sanda in den Hauptrollen beschließt den
Hesse-Zyklus „Auf der Suche nach Hermann Hesse” im Kunstforum Ara-
bellapark der Münchner Stadtbibliothek und Münchner Volkshochschule.
Das Kino im Kunstforum zeigt die amerikanische Verfilmung aus dem Jahr
1974 am Freitag, 17. Februar, um 20 Uhr am Rosenkavalierplatz 16. Karten
für die DVD-Großbildprojektion sind für 3 Euro inklusive Getränk zu haben.
Telefonische Kartenreservierungen unter 92 87 81-23.
Deutschland in den 20er-Jahren: Der Protagonist Harry Haller ist ein
Außenseiter und Verächter der oberflächlichen Gesellschaft. Er sehnt
sich einerseits nach Liebe und Harmonie, andererseits will er seine Un-
abhängigkeit und Freiheit nicht dafür opfern. Aus dieser Krise gibt es für
ihn eigentlich nur einen Ausweg... Die Geschichte verdeutlicht einmal
mehr, wie sich das Wesen eines Menschen durch Liebe und Persönlich-
keitskonflikte verändern kann. In dem feinfühligen Drama von Fred Hai-
nes, der auch das Drehbuch zu „Ulysses” geschrieben hat,ist die eigene
Wesenssuche ein zentrales Thema. Auch heute noch werden viele jugend-
liche Leser durch den Kultroman Hesses beeinflusst.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 14. Februar 2006

Neonazi-Versammlung am Stachus am 9.11.2005; welche Auflagen

gab es für diese Kundgebung?

Anfrage Stadtrat Siegfried Benker (Bündnis 90/Die Grünen) vom
10.11.2005

Wie reagieren Kreisverwaltungsreferat und Polizei auf die Ehrung der

16 getöteten Putschisten vom 9.11.1923?

Anfrage Stadtrat Siegfried Benker (Bündnis 90/Die Grünen) vom
14.11.2005

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfragen vom 10.11. und
14.11.2005 zur Beantwortung überlassen. Ihre Fragen kann ich im An-
schluss an die inhaltliche Zusammenfassung wie folgt beantworten:

Inhaltliche Zusammenfassung des Sachverhalts:

Am 09.11.2005 haben Neonazis eine Versammlung auf dem Stachus mit
dem angemeldeten Thema „16. Jahrestag des Mauerfalls!” durchgeführt.
Dabei wurde u. a. ein Transparent mit der Aufschrift „Wenn alle untreu wer-
den, so bleiben wir doch treu – Für die Ehre unserer Väter”, unterzeichnet
von der „Kameradschaft München”, gezeigt.

In der Sendung „Spiegel TV” vom 13.11.2005 wurde nunmehr dokumen-
tiert, dass nicht nur der Maueropfer gedacht wurde. Vielmehr wurde de-
monstrativ, durch Verlesung der 16 Namen, der getöteten Anhänger Hit-
lers gedacht.

Anfrage vom 10.11.2005:

Frage 1:

Gibt mir das Kreisverwaltungsreferat recht, dass dieses Transparent, gezeigt
am Jahrestag der Reichspogromnacht, eine gezielte und bewusste Verherr-
lichung der Täter im Nationalsozialismus darstellen soll?
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Sieht auch das KVR in dieser Formulierung und in diesem Zusammenhang
den Versuch von Neonazis die Täter zu „ehren”, während gleichzeitig in der
offiziellen Gedenkveranstaltung der Stadt und der Israelitischen Kultusge-
meinde der Opfer gedacht wird?

Frage 2:

Oder ist das Kreisverwaltungsreferat bzw. die Polizei München in der Lage
eine andere Interpretation dieses Transparentes aufzuzeigen?

Antwort:

Während der Versammlung am 09.11.2005 am Karlsplatz (Stachus) wurde
durch Versammlungsteilnehmer ein Transparent mit der Aufschrift „Wenn
alle untreu werden, so bleiben wir doch treu – Für die Ehre unserer Väter”
gezeigt.

Auch das Kreisverwaltungsreferat vertritt die Auffassung, dass dieses
Transparent nicht mit dem angemeldeten Thema „16. Jahrestag des Mau-
erfalls!” in Zusammenhang stand und darüber hinaus wohl auch dazu
diente, der Täter im Nationalsozialismus zu gedenken.

Vorweg ist festzustellen, dass die Behörde die Gefahr derartiger Provoka-
tionen bereits bei der Bewertung der Anmeldung für den 09.11.2005 gese-
hen und insbesondere zum Schutz der Gedenkveranstaltung der Israeliti-
schen Kultusgemeinde die Versammlung des Herrn Bordin aus Gründen
der öffentlichen Ordnung vom Marienplatz auf den Karlsplatz verlegt hat.
Diese Entscheidung wurde durch die Verwaltungsgerichte vollinhaltlich be-
stätigt.

Rechtlich hätte allerdings nur dann eine Handhabe gegen das Zeigen der
Transparente bestanden, wenn hierdurch gegen einschlägige Rechtsvor-
schriften verstoßen oder eine neue, nicht angemeldete Versammlung eröff-
net worden wäre.

Beide Voraussetzungen sind aber vorliegend nicht erfüllt:
Die Polizei führt in ihrer Stellungnahme aus, dass die Aufschrift des Trans-
parentes nach erster Prüfung durch die Polizei keinen Tatbestand nach
dem Strafgesetzbuch erfüllt. Im weiteren heißt es: „Auch begründete das
Zeigen diese Transparentes keinen Verdacht eines Verstoßes gegen das
Versammlungsgesetz, insbesondere nicht gem. § 25 Nr. 2 bzw. § 29 Abs.
1 Nr. 3 VersammlG (Auflagenverstoß). Eine rechtliche Handhabe zur Unter-
bindung dieser Handlung war für die Polizei somit nicht gegeben.”
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Das Kreisverwaltungsreferat kommt nach rechtlicher Prüfung zum glei-
chen Ergebnis.

Darüber hinaus wurde die Versammlung vom 9.11.2005 durch das gezeigte
Transparent (ebenso wie durch die Namensverlesung, vgl. unten Antwort
zu Frage 5, 6 und 7 zur zweiten Anfrage vom 14.11.2005) nicht ihres ur-
sprünglichen und angemeldeten Charakters „beraubt”. Auch Meinungsäu-
ßerungen (nicht strafbaren Inhalts), die nicht unmittelbar mit dem angemel-
deten Thema der Versammlung im Zusammenhang stehen, müssen in ei-
nem gewissen Umfang hingenommen werden.

Etwas anderes würde nur dann gelten, wenn solche „versammlungsfrem-
den” Meinungsäußerungen im Verhältnis zur angemeldeten Versammlung
ein derartiges Gewicht einnehmen würden, dass hierin eine völlig neue
und damit nicht angemeldete Versammlung zu sehen wäre.

Von einer neuen, eigenständigen Versammlung in diesem Sinn oder einer
„Ersatzveranstaltung” kann vorliegend  – trotz der anerkanntermaßen
„versammlungsfremden” Meinungsäußerung – allerdings nicht ausgegan-
gen werden, da der Schwerpunkt der Versammlung immer noch im Be-
reich des angemeldeten Themas „16. Jahrestag des Mauerfalls” lag. (zum
Thema “Ersatzveranstaltung” wird im Übrigen auf die Antwort zu Frage 5,
6 und 7 zur zweiten Anfrage vom 14.11.2005 verwiesen).

Frage 3:

Ist das KVR der Ansicht der Einsatzleitung der Polizei, dass dieses Transpa-
rent nicht entfernt werden konnte, da der Auflagenbescheid des KVR dieses
nicht zugelassen hätte?

Frage 5:

Wie wird das KVR in Zukunft seinen Auflagenbescheid ändern, um ähnliche
Vorkommnisse zu verhindern?

Antwort:

Die verfassungsrechtlichen Grenzen der Inhalte einer auf einer Versamm-
lung geäußerten Meinung richtet sich nicht nach Art. 8 Abs. 2 GG, sondern
nach Art. 5 GG. Es gilt somit die Vermutung zu Gunsten freier Rede in öf-
fentlichen Angelegenheiten.

Eine Grenze besteht nach Art. 5 Abs. 2 GG, soweit Meinungsäußerungen
auf verfassungsgemäße Weise rechtlich verboten sind, insbesondere un-
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ter Strafe gestellt sind (vgl. BVerfG v. 5.9.2003, Az 1 BvQ 32/03; BayVGH
v. 17.8.2004, auch VG München v. 1.6.2005, Az. M 7 S 05.1977).

Äußerungen und Darbietungen (insbesondere auch musikalische), die ge-
gen einschlägige Strafbestimmungen und gegen die Jugendschutzgesetze
verstoßen, wurden folglich mittels Auflage während der Versammlung des
Herrn Norman Bordin untersagt.

Die Aufschrift dieses Transparentes erfüllte aber laut polizeilicher Stellung-
nahme und eigener Bewertung keinen Tatbestand nach dem Strafgesetz-
buch oder dem Ordnungswidrigkeitengesetz. Auch begründete das Zeigen
dieses Transparentes keinen Verdacht eines Verstoßes gegen das Ver-
sammlungsgesetz, insbesondere nicht gemäß § 25 Nr. 2 bzw. § 29 Abs. 1
Nr. 3 VersammlG (Auflagenverstoß).
Im vorliegenden Fall hat die provozierende Aussage auf dem Transparent
die Schwelle des strafbaren Inhalts somit noch nicht überschritten. Derarti-
ge, nicht strafbare Äußerungen können wie ausgeführt nicht mittels Aufla-
ge untersagt werden, da sie unter den Schutz der Meinungsfreiheit (Art. 5
Abs. 1 GG) fallen.

Eine rechtliche Handhabe zur Unterbindung dieser Handlung war für die
Polizei somit nicht gegeben.

Frage 4:

War ein Vertreter der Staatsanwaltschaft München vor Ort, um die mögliche
rechtliche Beanstandung von Transparenten und Redebeiträgen zu kontrollie-
ren?

Antwort:

Nach Auskunft des Polizeipräsidiums München war am 09.11.2005 die
Staatsanwaltschaft München I während der Versammlung am Karlsplatz
vor Ort.

Frage 6:

Des Weiteren wurde von Seiten der Einsatzleitung der Polizei trotz der klei-
nen Menge Neonazis, die an der Versammlung teilnahmen der Einsatz ei-
nes Lautsprechers genehmigt. Normalerweise ist der Auflagenbescheid
dahingehend, dass erst ab 20 Teilnehmern eine Lautsprecheranlage geneh-
migt wird.
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Die Einsatzleitung, auf diesen Sachverhalt angesprochen, hat mitgeteilt,
dass dies genehmigt würde, weil ja so viele Gegendemonstranten da wä-
ren. Sieht das Kreisverwaltungsreferat dies genauso?
Bedeutet dies, dass die Lautsprecheranlage um so größer sein darf, je mehr
Gegendemonstranten anwesend sind?

Antwort:

Der Einsatz der Lautsprecheranlage war Gegenstand des sog. Kooperati-
onsgespräches. Aufgrund der Tatsache, dass mit opponierenden Ver-
sammlungsteilnehmer/-innen und Gegendemonstranten, verbunden mit
den bekannten akustischen Auswirkungen, konkret zu rechnen war, wur-
de die Lautsprecheranlage in diesem Einzelfall ohne Mindestteilnehmer-
zahl gestattet.

Dies entspricht üblicher Vorgehensweise, wenn die örtlichen Lärmverhält-
nisse (z. B. an einer sehr stark befahrenen Hauptstraße) eine Kommunika-
tion zwischen den Teilnehmer/-innen erheblich erschweren oder gar unmög-
lich machen.

Unabhängig davon war die Lautstärke jedoch so einzustellen, dass nur die
unmittelbaren Versammlungsteilnehmer/-innen angesprochen, Verkehrsteil-
nehmer/-innen – in einer den Verkehr gefährdenden oder erschwerenden
Weise – nicht abgelenkt sowie darüber hinaus Passant/-innen, Anwohner/-
innen und die in den umliegenden Geschäften und Gebäuden tätigen Per-
sonen nicht mehr als nach den Umständen unvermeidbar belästigt bzw. in
ihrer Arbeit gestört werden. Eine übermäßige Beschallung einer Örtlichkeit
bei nur geringer Teilnehmerzahl wird somit wirksam ausgeschlossen.

Anfrage vom 14.11.2005:

Frage 1:

Können Polizei und Kreisverwaltungsreferat diesen Vorgang so bestätigen?

Frage 2:

Warum wurde von seiten der Einsatzleitung am 9.11.2005 nicht eingegrif-
fen?

Frage 3:

Wurden die Redebeiträge der Neonazis vor Ort nicht von seiten der Staats-
anwaltschaft und der Polizei – wie sonst oft üblich – bewertet?
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Antwort:

Das Polizeipräsidium München teilte hierzu Folgendes mit:
„Bei der Versammlung wurden durch den Versammlungsleiter Roland
Wuttke über 100 Personennamen verlesen, welche mutmaßlich mit dem
Mauerbau bzw. den Vorfällen an der innerdeutschen Grenze im Zusam-
menhang standen.

In einem Beitrag der Fernsehsendung „Spiegel TV” über Norman Bordin
vom 13.11.2005 wird dieser als Redner der o. g. Versammlung gezeigt.
Herr Bordin verliest eine Reihe von Namen, bei welchen es sich um solche
der beim sog. „Hitler-Putsch” 1923 getöteten Putschisten handelt.

Diese Tatsache wurde durch die eingesetzten Polizeibeamten vor Ort auf-
grund der Lautstärke der Gegendemonstranten nicht festgestellt. Das PP
München erlangte erst durch die Ausstrahlung der angesprochenen Sen-
dung hiervon Kenntnis. Aus diesem Grund erfolgten am 09.11.05 keine
Maßnahmen gegen Herrn Bordin.

Eine Aufzeichnung der o. g. Fernsehsendung wurde zwischenzeitlich der
Staatsanwaltschaft München I zur strafrechtlichen Prüfung vorgelegt.”

Das Kreisverwaltungsreferat erlangte wie das Polizeipräsidium erst durch
Ausstrahlung des genannten Fernsehbeitrages hiervon Kenntnis; weitere
eigene Erkenntnisse liegen hierzu nicht vor.

Frage 5:

Handelt es sich nach Ansicht des Kreisverwaltungsreferates – zumindest in
Teilbereichen – um eine Ersatzveranstaltung für die verbotene Versammlung
die am 9.11.2005 an der Feldherrnhalle stattfinden sollte?

Frage 6:

Wie wird das Kreisverwaltungsreferat diesen Auflagenverstoß ahnden?

Frage 7:

Welche Konsequenzen zieht die Polizei aus diesem Vorgang?

Antwort:

Das Polizeipräsidium München berichtete routinemäßig dem Kreisverwal-
tungsreferat mit Fernschreiben über den Verlauf der Versammlung am
09.11.2005. Demzufolge war die Veranstaltung in ihrem Schwerpunkt nicht
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durch Beiträge oder sonstige Kundgebungsmittel mit Bezug zum 9. No-
vember 1923 oder 1938 geprägt.

Wie oben (Antwort zu Frage 1 und 2 zur Anfrage vom 10.11.2005) bereits
ausgeführt wurde, müssen Meinungsäußerungen (nicht strafbaren In-
halts), die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit dem angemeldeten
Thema der Versammlung stehen, in gewissem Umfang hingenommen
werden und machen die Kundgebung nicht zu einer nicht angemeldeten
Versammlung.

Aus gleichen Gründen kann auch nicht von einer Ersatzveranstaltung für
die verbotene Versammlung des Herrn Klettenhofer ausgegangen werden.
Nur geringfügige Abweichungen vom angemeldeten Thema während der
Durchführung der Versammlung sind hier nicht ausreichend.

Zu der strafrechtlichen Relevanz der Verlesung der Namen der getöteten
Hitler-Putschisten durch Herrn Norman Bordin kann erst nach Abschluss
des Verfahrens bei der Staatsanwaltschaft München I durch die Polizei
eine Aussage getroffen werden (vgl. Antwort zu Fragen 1, 2, 3). Sofern ein
strafbares Verhalten jedoch nicht vorliegen sollte, wird das Kreisverwal-
tungsreferat in eigener Zuständigkeit mögliche Ordnungswidrigkeitentat-
bestände prüfen.
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